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bandener Einrichtungen und Anlagen ist eine hohe 
Auslastung der Kapazitäten zu erreichen. Sie ver­
einbaren eigenverantwortlich die günstigsten Stand­
orte neuer Kapazitäten für die Versorgung und Be­
treuung der Bevölkerung.
Die Städte, die Funktionen für umliegende Städte 
und Gemeinden ausüben, haben die erforderlichen 
Maßnahmen bei der Ausarbeitung ihres Perspektiv­
planes und der Jahrespläne zu berücksichtigen und 
sichern die Aufnahme entsprechender Maßnahmen 
in den Plänen der ihnen zugeordneten Betriebe und 
Einrichtungen. Zur Erreichung einer höheren Effek­
tivität stimmen die betreffenden Räte der Städte 
und Gemeinden ihre Perspektiv- bzw. Jahresplan­
entwürfe miteinander ab.
Die sozialistische Gemeinschaftsarbeit zwischen den 
Volksvertretungen, den Ausschüssen der Nationalen 
Front, den Gewerkschaften, den Betrieben, Genos­
senschaften und Institutionen und die schöpferische 
Initiative der Bürger sind auf die allseitige Erfül­
lung der Aufgaben des Volkswirtschaftsplanes zu 
konzentrieren.

III.
Zur weiteren Gestaltung der Haushalts- und 
Finanzwirtschaft in den Bezirken, Kreisen, 

Städten und Gemeinden
1. Die Herausbildung des entwickelten gesellschaft­

lichen Systems des Sozialismus erfordert, die Haus­
halts- und Finanzwirtschaft systemgerecht zu einem 
wirksamen Führungsinstrument der örtlichen 
Volksvertretungen und ihrer Räte auf der Grund­
lage des Perspektivplanes zu entwickeln.
Die örtliche Haushalts- und Finanzwirtschaft ist 
vorrangig darauf zu konzentrieren, in Übereinstim­
mung mit der materiellen Planung die notwendigen 
Bedingungen zu schaffen, daß die Steigerung der 
Arbeitsproduktivität und die weitere Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen in Städten, 
die Zentren der Strukturpolitik und des gesell­
schaftlichen Lebens sind, wirksam gefördert wer­
den.
Ausgehend von den Erfahrungen in der Gestaltung 
der Haushalts- und Fmanzwirtschaft der Städte und 
Gemeinden, die bei der Durchführung des Be­
schlusses des Staalsrates vom 15. September 1967 
über die Weiterentwicklung der Haushalts- und 
Finanzwirtschaft der Städte und Gemeinden ge­
sammelt wurden, ist entsprechend der zentralen 
Idee des ökonomischen Systems des Sozialismus die 
weitere Arbeit auf diesem Gebiet vor allem auf 
folgende Schwerpunkte zu richten:
— Organische Verbindung der zentralen staatlichen 

Planung und Leitung der Grundfragen der ge­
sellschaftlichen Entwicklung mit der Eigenver- 
antworlung der örtlichen Volksvertretungen und 
ihrer Räte auf dem Gebiet der Haushalts- und 
Finanzwirtschaft durch eine staatliche Kennzif­
fer, das langfristige staatliche Haushaltsnorma­
tiv.
Mit diesem Normativ werden vom Perspektiv­
plan her die finanziellen Mittel differenziert und 
nach Schwerpunkten gesteuert. Dabei ist die vor- 
rangige Entwicklung der Städte zu gewähr­
leisten, die Zentren der Strukturpolitik und des 
gesellschaftlichen Lebens sind.

— Erhöhung der Verantwortung der örtlichen 
Volksvertretungen und ihrer Räte für ■ die 
Durchführung ihrer Investitionen mit dem Ziel 
höherer Effektivität beim Einsatz der materiellen 
und finanziellen Fonds.

— Gewährleistung der gesellschaftlichen Rolle der 
volkseigenen Betriebe und Kombinate unter den 
Bedingungen der sozialistischen Wissenschafts- 
und Wirtschaftsorganisation. Auf finanziellem 
Gebiet muß dazu der gemeinsame Einsatz der 
Fonds der Betriebe, Kombinate, der örtlichen 
Volksvertretungen und der gesellschaftlichen Or­
ganisationen für .wirksame Maßnahmen zur Ver­
besserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Werktätigen auf der Grundlage von lang­
fristigen Verträgen gefördert werden.

Der bewährte Grundsatz, daß gutes Wirtschaften 
für die örtlichen Volksvertretungen, für die Be­
triebe und Bürger von Vorteil ist, ist vollständig 
durchzusetzen. Das setzt voraus, daß überall mit 
hohem Verantwortungsbewußtsein die vorhandenen 
materiellen und finanziellen Fonds volkswirtschaft­
lich effektiv genutzt werden, der Kampf um höchst­
mögliche Senkung der Kosten entfaltet und jede 
Mark nach dem Prinzip des sparsamen sozialisti­
schen Wirlschaftens eingesetzt wird. Damit werden 
höhere Anforderungen an die wissenschaftliche 
Führungstätigkeit der örtlichen Volksvertretungen 
und ihrer Räte gestellt und neue Maßstäbe für die 
Entwicklung der sozialistischen Demokratie gesetzt.

2. Zur Erhöhung der Eigenverantwortung der ört­
lichen Volksvertretungen und ihrer Räte für die 
Planung und Leitung ihres Verantwortungs­
bereiches ist im Perspektivplanzeitraum durch die 
Bezirke, Kreise, Städte und Gemeinden schrittweise 
das System der langfristigen Haushaltsplanung an­
zuwenden und weiterzuentwickeln.
Die Anwendung der langfristigen Haushaltspla­
nung erfolgt auf der Grundlage des zentralen staat­
lichen Planes durch ein verbindliches langfristiges 
staatliches Haushaltsnormativ. Die Festlegung die­
ses Normativs kann unter Berücksichtigung von 
Toleranzen erfolgen. Mit diesem Normativ wird die 
Höhe der Haushaltsmittel festgelegt, die den ört­
lichen Volksvertretungen als Anteil an den Gesamt­
einnahmen des Staatshaushaltes zur Durchführung 
ihrer planmäßigen Aufgaben — unterteilt nach den 
einzelnen Jahren — zur Verfügung steht. Mit der 
langfristigen Bestimmung des Anteils an den Ge­
samteinnahmen des Staatshaushaltes erhalten die 
örtlichen Volksvertretungen und ihre Räte die volle 
Verantwortung und Gewähr für die eigenverant­
wortliche Finanzierung der ihnen mit dem Plan 
übertragenen Aufgaben. Damit erhält dieser Anteil 
den .Charakter einer planmäßigen eigenen Ein­
nahme der örtlichen Volksvertretungen.
Bei der Festlegung des langfristigen staatlichen 
Haushaltsnormativs ist vom erreichten Niveau so­
wie von den differenzierten Aufgaben und Schwer­
punkten der Entwicklung des jeweiligen Territo­
riums entsprechend dem Perspektivplan auszuge­
hen. Die sich aus der Objektplanung für entschei­
dende Kombinate und Betriebe ergebenden finan­
ziellen Erfordernisse sind dabei zu berücksichtigen. 
Mit dieser Festlegung des Normativs werden vom 
Plan her die finanziellen Bedingungen geschaffen.


